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Dieter Wagner / Gudrun Rinninsland * 

Die Auswirkungen des Mitbestimmungs­
gesetzes von 1976 auf Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung 
Eine rechtsformspezifische Analyse zur Unternehmensverfassung 
auf der Grundlage empirischer Befunde 

Entscheidungsprozesse; GmbH-Struktur; Mitbestimmung; Unternehmungsführung; 
Unternehmensverfassung 

Dieter Wagner Gudrun Rinninsland 

Fast 15 Jahre nach Inkrafttreten des MitbestG 
1976 erfolgt hier eine empirische Untersuchung 
der Gesellschaften mit beschränkter Haftung, 
bei der über bislang dominierende Dokumenten­
analysen hinaus mittels einer schriftlichen Befra­
gung, ergänzt durch halbstandardisierte Inter­
views, die zwischenzeitlich gewonnenen Erfah­
rungen mit der Anwendung dieses Gesetzes er­
faßt worden sind. 

* Prof. Dr. Dieter Wagner, Universität der Bundeswehr Ham­
burg, Professur für Personalwesen, Holstenhofweg 85, 2000 
Hamburg 70; 

Dr. Gudrun Rinninsland, Hamburger Hochbahn AG, Referat 
Tarifwesen/Betriebsverfassung/Grundsatzfragen, Steinstraße 
20,2000 Hamburg 1. 

Die Untersuchungsergebnisse sollten zu einer 
vertieften Diskussion in Wissenschaft und Praxis 
Anlaß geben, denn in der besonderen Struktur 
der GmbH, insbesondere dem Weisungsrecht 
der Gesellschafter, ist die Ursache dafür zu er­
kennen, daß sich im Kräfteverhältnis zwischen 
den GmbH-Organen keine bedeutenden Verän­
derungen - etwa in Richtung auf eine Anglei-
chung der Geschäftsführer-Position an die insge­
samt unabhängigere Stellung des Vorstands ei­
ner Aktiengesellschaft erkennen lassen. 

A. Einleitung 

I. Die Problemstellung in der Diskussion 
um die Unternehmensverfassung 

Die Rechtsform der GmbH findet sich zwar vorwiegend 

bei kleinen und mittleren Unternehmen bevorzugt, doch 

repräsentieren die derzeit rund 185 GmbHs im Geltungs­

bereich des Mitbestimmungsgesetzes von 1976 mit etwa 

1 Million Beschäftigten einen bedeutenden Teil der bun­

desdeutschen Kapitalgesellschaften. Die ökonomische 

Becfeutung dieser Rechtsform wird angesichts der voran­

schreitenden Umwandlung ehemaliger VEBs und Kombi­

nate in den neuen Bundesländern in GmbHs und Aktien­

gesellschaften weiter zunehmen. 
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Gerade vor diesem Hintergrund tritt die Vernachlässi­

gung dieser Unternehmensform in der betriebswirtschaft­

lichen sowie in der organisationstheoretischen Forschung 

hervor. Eher dominieren juristische Veröffentlichungen, 

die vorwiegend gesetzesexegetischen Charakter haben 

und formalrechtliche Fragen ohne die Überprüfung ihrer 

Relevanz für die Mitbestimmungspraxis der Unterneh­

men erörtern. 

Empirische Untersuchungen wie die von Theisen über 

die »Aufgabenverteilung in der mitbestimmten 

GmbH«[l] oder Jene von Steinmann/Gerum et al.[2] 

haben Ausnahmecharakter. Dabei stützen sich die ge­

nannten Publikationen fast ausschließlich auf die Auswer­

tung von Gesellschaftsverträgen sowie Geschäftsordnun­

gen der Geschäftsführung und des Aufsichtsrates. Doch 

stößt diese methodische Vorgehensweise, die sich aus­

schließlich auf die formalen Grundlagen der Unterneh­

mensverfassung und deren analytische Aufbereitung 

stützt, insofern an gewisse Grenzen, da hierbei nur ein 

begrenzter Teilbereich der Einflußpotentiale der Unter­

nehmensorgane erfaßt und berücksichtigt wird. So weist 

Wächter [3] darauf hin, daß eine »Beurteilung der heuti­

gen Mitbestimmung... die Gesamtheit aller Einflußchan­

cen einbeziehen (müsse); sie kann sich nicht auf eine 

formalrechtliche Prüfung beschränken.« Neben die Un­

tersuchung des statuarischen Mitbestimmungspotentials 

muß nach seiner Auffassung eine Einbeziehung von »si­

tuativen Faktoren« treten. 

II. Zielsetzung der Untersuchung 

Der vorliegende Beitrag faßt die wichtigsten Ergebnisse 

einer Untersuchung zusammen, die von 1986-1990 an 

der Universität der Bundeswehr Hamburg durchgeführt 

wurde [4]. Im Mittelpunkt stand dabei die Frage nach der 

tatsächlichen Veränderung von Kooperations-, Entschei-

dungs- und Machtstrukturen zwischen den Organen der 

mitbestimmten GmbH durch die Vorgaben des MitbestG 

von 1976. Im Rahmen der empirischen Analyse der Be­

ziehungen zwischen Aufsichtsrat, Gesellschafterver­

sammlung und Geschäftsführung wurde u.a. 

- die Ausstattung der Organe mit Macht- und Einfluß­

potentialen; 

- die Anwendung dieser Potentiale bei der Formulierung 

und Durchsetzung von Interessen sowie 

- das Auftreten und die Handhabung von Konflikten 

untersucht. Die Rolle der GmbH-Organe bei unterneh­

mungspolitischen Entscheidungsprozessen wurde einer 
detaillierten empirischen Untersuchung unterzogen. 

III. Empirische Vorgehensweise 

Die Untersuchung der Auswirkungen des MitbestG 1976 
erfolgte in thematischer Anlehnung an ein Forschungs­
projekt im Schwerpunktprogramm »Unternehmensver­
fassung - ökonomische und organisatorische Probleme« 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur »Situation 
des Arbeitsdirektors nach dem MitbestG 1976« [5]. Von 
den 35 am Projekt beteiligten Unternehmen hatten neun 
die Rechtsform der GmbH. In diesen Unternehmen wur­
den rund 40 halbstandardisierte Interviews mit verschie­
denen Aktoren der Unternehmungs- und Betriebsverfas­
sung (Geschäftsführer mit Zuständigkeit für das Ressort 
Personal und deren Geschäftsführungskollegen, Betriebs­
ratsvorsitzende, Gewerkschaftsvertreter und Vertreter 
der Leitenden Angestellten sowie Anteilseignervertreter 
im Aufsichtsrat) durchgeführt. 

Darüber hinaus wurde im Mai 1987 im Rahmen eines 
Dissertationsvorhabens eine standardisierte schriftliche 
Befragung bei allen übrigen 174 GmbHs durchgeführt, 
die zum 31.12. 1986 dem MitbestG 1976 unterlagen. 
Erhoben wurden neben allgemeinen Angaben zum Un­
ternehmen (Branche, Mitarbeiterzahl, Eigentümerstruk­
tur) Informationen zur Zusammensetzung, Kooperation 
und Kompetenzverteilung zwischen Aufsichtsrat, Gesell­
schafterversammlung und Geschäftsführung. 59 GmbHs 
beteiligten sich an dieser Befragung, so daß unter Einbe­
ziehung der neun im DFG-Projekt beteiligten Unterneh­
men insgesamt 68 von 182 GmbHs, die dem MitbestG 
1976 unterlagen, in dieser Untersuchung zum Stichtag 
vertreten sind. Dies entspricht einem Anteil von etwa 
37,4% der Grundgesamtheit. 

IV. Vergleich von Untersuchungssample 
und Grundgesamtheit 

Bei einem Vergleich der 68 beteiligten GmbHs mit der 
Struktur der Grundgesamtheit (n = 182) anhand der 
allgemeinen Merkmale 

- Eigentümerstruktur ^~ 

- Höhe des gezeichneten Kapitals 

- Anzahl der Mitarbeiter und 

- Branchenzugehörigkeit 
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konnte festgestellt werden, daß sich die Verteilung im 

Untersuchungssample von der Verteilung in der Grund­

gesamtheit nur geringfügig unterscheidet [6]. Es beteilig­

ten sich mitbestimmte GmbHs aus allen Größenklassen 

und Branchen, so u.a. Chemie-, Handels- und Elektroun-

ternehmen, aber auch öffentliche Versorgungsunterneh­

men. 

Tabelle 1 zeigt den Vergleich von Grund- und Untersu­

chungsgesamtheit hinsichtlich der Eigentümerstruktur. 

Dieses Strukturmerkmal ist bei der GmbH von besonde­

rem Interesse, da gerade hier die breite Gestaltungsviel­

falt dieser Rechtsform zutage tritt. 

Zur Einordnung der Eigentümerstruktur des Unterneh­

mens wurde auf die zweistufige Vorgehensweise in An­

lehnung an Berle und Means[7] zurückgegriffen, um das 

Machtpotential der Anteilseigner und die »Maßgeblich­

keit der Zielfunktion der Mutter für die Töchter« [8] hin­

reichend zu berücksichtigen (»ultimate control«). Auf­
grund dieser Vorgehensweise wurden z.B. Unterneh­
men, die in der rein formalen Betrachtung durch die 
Bearbeiter des Fragebogens als inländische Tochtergesell­
schaft klassifiziert wurden, in der zweiten Analysestufe 
als ausländisch kontrolliert eingeschätzt, wenn über der 
deutschen Konzernobergesellschaft noch eine multinatio­
nale Konzernzentrale besteht. Entsprechende Modifika­
tionen gelten für Famüienunternehmen, die formal be­
trachtet als inländische Konzerntochter einzuordnen wä­
ren, da die Eigentümer ihre Anteüe in eine Holdinggesell­
schaft eingebracht haben [9]. 

Betrachtet man die Verteilung des Untersuchungs-
samples auf die Klassifikationsmerkmale, so ergeben sich 
zur Struktur der Grundgesamtheit zumeist nur geringfü­
gige Unterschiede. Den Ergebnissen kann somit ein er­
heblicher Erklärungswert beigemessen werden. 

E i g e n ­

Untersuchungs­
gesamtheit 1987 
(n= 68; von 182) 

Grundgesamtheit 
1979 
(n= 174) 

t ü m e r ­
Daten der Untersuchung 
von Gerum / Steinmann 
et al (1988) 

s t r u k t u r 
Analyse 2. Stufe 
("ultimate control") 

Analyse 2. Stufe 
("ultimate control") 

Anzahl Prozent Anzahl Prozent 

Familien-
GmbH 14 20,6 39 22,4 

Großgesell­
schafter * 1 1,5 10 5,8 

Stiftungen 2 2,9 12 6,9 

Ausländische 
Konzern-TG 22 32,4 54 31,0 

Inländische 
Konzern-TG 20 29,4 36 20,7 

Schachtel­
beteiligungen 3 4,4 5 2,9 

Öffentliche 
Unternehmen 6 8,8 18 10,3 

* Diese Kategorie wird im folgenden in die strukturell eng verwandte Gruppe 
der Familien-GmbHs aufgenommen 

Tab. 1: Vergleich von Untersuchungssample und Grundgesamtheit 

hinsichtlich der Eigentümerstruktur 
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Im folgenden werden zunächst die Auswirkungen des 

MitbestG auf den GmbH-Aufsichtsrat dargestellt. Dabei 

handelt es sich insbesondere um Probleme seiner Zusam­

mensetzung, Arbeitsweise und Kompetenzstruktur. Dar­

an schließen sich Ausführungen zur Gesellschafterver­

sammlung und zur Geschäftsführung an. 

B. Veränderungen in der Organ-
Struktur der GmbH durch 
das MitbestG 1976 

Die GmbH im Geltungsbereich des MitbestG von 1976 

steht im Spannungsfeld zwischen mitbestimmungsrecht­

lichen und gesellschaftsrechtlichen Gestaltungsvorschrif­

ten. Die unzureichende Abstimmung beider Rechtsberei­

che eröffnet einen relativ weiten Spielraum in der unter­

nehmensspezifischen Ausgestaltung der inneren Struktur 

der mitbestimmten GmbH, so daß ein variantenreiches 

Spektrum bei der Umsetzung und Anwendung des Mit­

bestG in GmbHs vorzufinden ist. 

I. Die gesetzliche Ausgangssituation 

Eine systematische empirische Analyse der Auswirkun­
gen des MitbestG von 1976 auf GmbHs hat sich zunächst 
an der gesetzlich vorgegebenen Organstruktur und der 
entsprechenden Kompetenzverteilung zwischen den Or­
ganen zu orientieren. 

Durch die Einwirkungen des MitbestG 1976 wurde 
die dualistische Grundstruktur der GmbH, bestehend aus 
Gesellschafterversammlung und Geschäftsführung, ge­
wissermaßen zu einem »gesellschaftsrechtlichen Drei­
ecksverhältnis« erweitert, da folgende Veränderungen 
gesetzlich vorgegeben wurden: 

- Die Zusammensetzung des Aufsichtsrats veränderte 

sich grundlegend. Der Anteil der Arbeitnehmervertre­
ter erhöht sich von einem Drittel auf die Hälfte der 
Aufsichtsratsmandate, worin jedoch besondere Plätze 
für Vertreter der Leitenden Angestellten und Gewerk­
schaftsvertreter enthalten sind (§§ 7,15 MitbestG). 

- Die Zusammensetzung der Geschäftsführung ist der 
Restriktion unterworfen, daß gemäß § 33 I MitbestG 
das Personalressort durch einen Arbeitsdirektor im ge­
schäftsführenden Organ vertreten sein muß. 

- Die Kompetenz zur Bestellung und Abberufung der 
Geschäftsführer geht von der Geschäftsführung auf 
den paritätischen Aufsichtsrat über (§ 31 MitbestG). 

- Eigenständige Kontroll- und Vorbehaltsrechte des pari­
tätischen Aufsichtsrats gegenüber der Geschäftsfüh­
rung stehen nun dem Kontroll- und Weisungsrecht der 
Gesellschafterversammlung gegenüber. 

Abbildung 1 verdeutlicht das hieraus resultierende 

Kompetenzgefüge innerhalb der Organstruktur der 

GmbH im Geltungsbereich des MitbestG 1976. 

Welche Position den drei Organen jedoch faktisch 

innerhalb des Machtgefüges zukommt, kann firmenspezi­

fisch sehr unterschiedlich sein. Die Rolle des paritätischen 

Aufsichtsrats bei unternehmenspolitischen Entschei-

dungsprozessen sowie der Zeitpunkt und die Intensität 

seiner Einbindung ist von verschiedenen Faktoren abhän­

gig, beispielsweise der Ausstattung dieses Gremiums mit 

Informations- und Zustimmungsvorbehaltsrechten, der 

personellen Zusammensetzung der beiden Aufsichtsrats-

bänke, dem Rollenverständnis des Aufsichtsratsvorsitzen­

den und dem Klima der Beziehungen zwischen Ge­

schäftsführung, Gesellschaftern und Arbeitnehmervertre­

tern. 

Im Falle von konfliktären Arbeitsbeziehungen zwi­

schen Management und Betriebsrat besteht auf Arbeit­

nehmerseite oft die Tendenz, betriebliche Probleme im 

Aufsichtsrat zu thematisieren und - soweit durchsetzbar 

- Abstimmungen hierüber zu erreichen. Eine wirtschaftli­

che Krisensituation des Unternehmens kann z.B. bewir­

ken, daß die Anteilseignerseite die mitbestimmungspoliti­

schen Möglichkeiten der Aufsichtsratsebene nutzt, um 

Gesellschafterversammlung 

Anteilseignervertreter/ .Weisungen / Kontrolle 

Aufsichtsrat 
Bestellung / Abberufung 

Kontrolle 
Geschäftsführung 

Arbeitnehmervertreter 

Abb. 1: Die Kompetenzstruktur der GmbH-Organe im Geltungsbereich des MitbestG 1976 
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die Unternehmensleitung verstärkt zu kontrollieren, zu 

beeinflussen und gegebenenfalls mittels Ausübung von 

Zustimmungsvorbehalten die Geschäftsführung zur Vor­

nahme oder Unterlassung von Geschäften zu zwingen. 

Diese aktive, mitgestaltende Rolle des Aufsichtsrats in 

unternehmungspolitischen Entscheidungsprozessen, wie 

sie u. a. von Bleicher häufig vermißt wird, beinhaltet den 

Dialog zwischen der Unternehmensleitung und den Auf­

sichtsratsbänken »über Planungsprämissen (...) und 

mögliche strategische Kurse in der Zukunft« [10]. 

Im folgenden wird zunächst anhand empirischer Be­

funde zur Stellung des paritätischen GmbH-Aufsichtsrats 

untersucht, inwieweit die gesetzlich bedingten Kompe­

tenzverschiebungen zwischen Gesellschafterversamm­

lung und Aufsichtsrat auch faktisch Auswirkungen auf die 

Verteilung von Macht- und Einflußpotentialen sowie den 

Ablauf von Entscheidungsprozessen haben. 

II. Die Stellung des Aufsichtsrats in GmbHs 
nach dem MitbestG von 1976 

a) Institutionelle und personelle Aspekte 

Die personelle Besetzung der Aufsichtsratsmandate ist 

auf der Arbeitnehmerseite durch eine zahlenmäßige Do­

minanz exponierter Arbeitnehmervertreter aus den Spit­

zengremien der Betriebsverfassung gekennzeichnet, 

während auf der Anteilseignerseite in vielen GmbHs kei­

ne oder nur wenige Gesellschafter zu finden sind. Letzte­

res wird besonders in Familiengesellschaften deutlich, 

denn bei den hiervon untersuchten 15 Firmen befinden 

sich in vier Fällen zwei, in sechs Fällen lediglich ein 

Gesellschafter im Aufsichtsrat; in vier weiteren Unter­

nehmen sind die Gesellschafter gar nicht direkt im Auf­

sichtsrat vertreten [11]. 

Die Größe des Aufsichtsrats und seine Sitzungshäufig­

keit orientieren sich im Regelfall an den gesetzlichen 

Minimalforderungen. 55 (80,9%) der beteiligten GmbHs 

haben einen zwölfköpfigen Aufsichtsrat, 20 Aufsichtsrats­

mandate sind in zehn Unternehmen zu finden (14,7%). 

Lediglich drei Firmen (4,4%) weisen ein Kontrollgre­

mium mit 16 Sitzen auf. 

Die Sitzungsfrequenz der GmbH-Aufsichtsräte nach 

dem MitbestG 1976 in Abhängigkeit von der Eigentümer­

struktur zeigt Tabelle 3. 

Gemäß § 110 Abs. III AktG sind in GmbHs im Gel­

tungsbereich des MitbestG 1976 mindestens zwei Auf­

sichtsratssitzungen pro Jahr abzuhalten. 

Über alle 68 untersuchten GmbHs errechnet sich eine 

durchschnittliche Frequenz von 3,0 Aufsichtsratssitzun­

gen jährlich. Dabei zeigt Tabelle 3 bemerkenswerte 

Schwankungen je nach Eigentümerstruktur. Bleicher er­

mittelte für paritätisch besetzte Aufsichtsräte in Aktienge­

sellschaften einen weitaus höheren Durchschnittswert 

von 3,8 Sitzungen pro Jahr. Hieran läßt sich ein erhebli­

cher Unterschied in Bedeutung und Funktion des Auf­

sichtsrats als Überwachungs- und Informationsorgan zwi­

schen beiden Rechtsformen erkennen, der zum Großteil 

auf die völlig unterschiedliche Kompetenzstruktur von 

Gesellschafter- und Hauptversammlung zurückzuführen 

sein dürfte. 

Differenziert man die Sitzungsfrequenz in der mitbe­

stimmten GmbH nach dem Kriterium der »Eigentümer­

struktur«, so fällt die deutliche Überrepräsentation der 

Familiengesellschaften in der Häufigkeitsklasse bei bis zu 

zwei Aufsichtsratssitzungen jährlich auf: 64,3% der Fami-

lien-GmbHs begnügen sich mit dem gesetzlichen Mini­

mum an Aufsichtsratsaktivitäten (Durchschnitt: 2,5). Ne­

ben der geringen Repräsentation von Familiengesellschaf­

tern auf der Anteilseignerbank des Aufsichtsrats erscheint 

dieser Befund als eine weitere Bestätigung der Annahme, 

daß der Aufsichtsrat gerade in der Familien-GmbH auch 

10 Jahre nach Inkrafttreten des MitbestG nur eine geringe 

Bedeutung für die Kontrolle der Geschäftsführung be­

sitzt. 

Für den Typus der öffentlichen Unternehmen läßt sich 

dagegen eine vergleichsweise hohe Sitzungshäufigkeit 

(Durchschnitt: 3,4) feststellen, was auf eine größere un-

Ovonö 1 von 6 2 von 6 3 von 6 4 von 6 5 von 6 6 von 6 

11 (20,0 %) 11 (20,0 %) 9(16,4%) 6 (10,9 %) 6 (10,9 %) 3(5 ,5%) 7(12,7%) 

* Zwei Unternehmen machten hierzu keine Angaben 

Tab. 2: Anzahl der Gesellschafter bzw. Gesellschaftervertreter in Aufsichtsräten mit sechs Anteilseignermandaten 

(n=55)* 
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Eigentümer­

struktur 

Jährliche Sitzungshäufigkeit des Aufsichtsrates Eigentümer­

struktur 
1 2 2-3 3 3-4 4 4-6 6 Summe 

Familien-GmbH 1 9 - 2 1 1 1 - 15 

Stiftungen - - - 1 1 - - - 2 

Ausländ. TG - 7 2 - 1 11 1 - 22 

Inland. TG 1 4 4 4 4 2 - 1 20 

Schachtelbet. - 1 - 1 1 - - - 3 

Öffent/.-rechtt. UN - - - 2 3 1 - - 6 

Summe 2 21 6 10 11 15 2 1 68 

Prozent 2,9 30,9 8,8 14,5 16,2 22,1 2,9 1,5 100 

Tab. 3: Jährliche Sitzungefrequenz in den Aufsichtsräten von GmbHs nach dem MitbestG von 1976 (n = 68) 

ternehmenspolitische Bedeutung des Aufsichtsrats in die­

sen Firmen hinweist. 

Ein weiterer wichtiger institutioneller Aspekt betrifft 

die Bildung, Besetzung und Kompetenzausstattung von 

Aufsichtsratsausschüssen. 

Zu unterscheiden ist zwischen paritätischen und nicht­

paritätischen Ausschüssen sowie zwischen Beratungs­

und Entscheidungskompetenzen. Zwar kann keine Auf­

sichtsratsseite völlig von einem Aufsichtsratsausschuß 

ausgeschlossen werden, da sie sonst keinen Zugang zu 

den nur dort verfügbaren Detailinformationen hätte, aber 

ein Anspruch auf die paritätische Besetzung der Aus­

schüsse besteht nicht. Dem Ausschußvorsitzenden sowie 

dem Aufsichtsratsvorsitzenden als Ausschußmitglied 

kann als Pattauflösungsmechanismus ein Doppelstimm­

recht zugestanden werden. Gerade für Aufsichtsratsaus­

schüsse mit Entscheidungskompetenzen gewinnen diese 

Verfahrensfragen große praktische Bedeutung, denn in 

ihnen fallen zumeist wichtige Vorentscheidungen wie 

z.B. die Auswahl einer Handlungsalternative aus ver­

schiedenen konkurrierenden Konzeptionen, die dann 

schließlich dem Gesamtaufsichtsrat als Beschlußvorlage 

präsentiert wird. Die Aufsichtsratsausschüsse erfüllen so­

mit zweierlei Funktionen: zum einen die Entlastung des 

Gesamtgremiums, zum anderen aber auch die Auslage­

rung konfliktträchtiger Tagesordnungspunkte, die einer 

Vorklärung zwischen beiden Aufsichtsratsbänken bedür­

f e n ^ ] . 

Empirische Daten zu Existenz, Besetzung und Kompe­

tenzen von Aufsichtsratsausschüssen liegen aus jenen 

neun GmbHs des Untersuchungssamples vor, in denen 

umfassende Erhebungen im Rahmen des DFG-Projekts 

vorgenommen wurden. 

Die Aufgaben- und Themenstellungen der untersuch­

ten 18 Aufsichtsratsausschüsse weisen auf die herausra­

gende Bedeutung der Bestellungskompetenz für die Mit­

glieder der Geschäftsführung hin. 

Da das MitbestG dem Aufsichtsrat zwingend die Perso­

nalkompetenz zuweist, weitere Entscheidungsbereiche 

jedoch den internen Aushandlungs- und Machtkonstella­

tionen des Aufsichtsrats überläßt - zum Beispiel das Zu­

stimmungsvorbehaltsrecht gemäß § 111 AktG - kann es 

nicht verwundern, wenn zu finanz-, sozial- oder investi­

tionspolitischen Themenbereichen kaum Aufsichtcrats-

ausschüsse gebildet werden. Zwar sind 16 von 18 Aus­

schüssen paritätisch besetzt, doch wird dies durch die 

Einräumung eines Doppelstimmrechts an den Aufsichts­

ratsvorsitzenden oder Ausschußvorsitzenden in 7 von 18 

Ausschüssen wieder relativiert, davon allein in sechs Fäl­

len im Präsidial-, Vorstands- oder Personalausschuß [13]! 

Angesichts dieser ausschußinternen Machtverteilung 

und der präjudizierenden Wirkung von Ausschußent­

scheidungen für das Gesamtgremium erscheint die Ein­

schränkung der Personalhoheit des Aufsichtsrats durch 

eine Übertragung von Teilkompetenzen auf Ausschüsse 

bedenklich. Die Ausschußbildung dürfte in den meisten 
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Besetzung Doppelstimme Kompetenzen 

Ausschuß­

bezeichnung 

Häufig­

keit parität. nicht par. ja nein beratend entscheidend 

Vermittlungsausschuß 6 6 - 1 5 laut Gesetz 

Präsidium 3 2 1 2 1 2 1 

Vorstandsausschuß 3 3 - 2 1 1 2 

Personalausschuß 3 2 1 2 1 1 2 

Finanzausschuß 1 1 - - 1 - 1 

Investitionsausschuß 1 1 - - 1 1 -

Kapitalbeteil.ausschuß 1 1 - - 1 1 -

Summe 18 16 2 7 11 6 6 

Tab. 4: Art, Häufigkeit, Besetzung und Kompetenzen von Aufsichtsratsausschüssen in mitbestimmten GmbHs(n= 9) 

GmbHs somit weniger einer Effizienzsteigerung der Auf­

sichtsratsaktivitäten denn einer Schwächung der Einfluß­

position des Gesamtgremiums, insbesondere der Arbeit­

nehmerseite und gegebenenfalls der Minderheitsgesell­

schafter, dienlich sein. 

b) Die Kompetenzstruktur des Aufsichtsrats in 
GmbHs nach dem MitbestG 1976 

Die Analyse der Kompetenzstruktur von Aufsichtsräten 

in GmbHs nach dem MitbestG macht deutlich, daß die 

faktische unternehmenspolitische Bedeutung dieses Or­

gans in den meisten Gesellschaften hinter den gesetzli­

chen Möglichkeiten zurückbleibt. Eine besonders restrik­

tive Anwendung mitbestimmungspolitischer Optionen 

konnte dabei in Familiengesellschaften und Tochterun­

ternehmen ausländischer Konzerne festgestellt werden, 

während in GmbHs mit öffentlichem Mehrheitseigner 

dem Aufsichtsrat erheblich größere Einfluß- und Gestal­

tungspotentiale in bezug auf die Unternehmenspolitik 

eingeräumt werden. 

Der Aufgabenbereich mit der größten mitbestim-

mungs- und unternehmenspolitischen Relevanz betrifft 

die Bestetlungund Abberufung der Geschäftsführer. Dies 

ist nicht zuletzt auf die gesetzliche Vorgabe zurückzufüh­

ren, die nur wenig Raum für eine eigentümerspezifische 

Ausgestaltung oder gar Abschwächung der Rolle des Auf­

sichtsrates in personellen Entscheidungsprozessen bietet. 

Sowohl die Anteilseigner- als auch die Arbeitnehmer­

vertreter sehen in der Beeinflussung der Geschäftsführer-

Bestellung eine Chance, die Durchsetzbarkeit oder Be­

rücksichtigung ihrer spezifischen Interessen im Rahmen 

der Unternehmenspolitik zu sichern resp. zu forcieren. 

Deshalb kommt es gerade auf diesem Gebiet eher zu 

Konflikten als in anderen Bereichen. Die Zweitstimme 

des Aufsichtsratsvorsitzenden wird zwar insgesamt gese­

hen nur sehr selten eingesetzt, doch wird sie zumeist in 

Konflikten um die Besetzung von Geschäftsführungsposi­

tionen zur Pattauflösung gezogen. Lediglich in acht der 

68 befragten Unternehmen (= 11,8%) wurde seit Inkraft­

treten des MitbestG die Doppelstimme eingesetzt, wobei 

in sechs GmbHs Konfliktsituationen wegen einer Perso­

nalentscheidung (z.B. der Bestellung eines Geschäftsfüh­

rers) sowie in zwei weiteren Fällen aufgrund einer Be­

triebsänderung oder -Schließung beschrieben wurden. 

Die Vorauswahl der Kandidaten erfolgt zwar noch 

immer in den meisten Unternehmen durch die Gesell­

schafter und die Geschäftsführung, doch daran schließt 

sich in der Regel eine intensive Sondierungsphase an, in 

der Vorbehalte gegen den oder die Kandidaten seitens der 

587 



Art des zustimmungs­
pflichtigen Geschäfts 

Untersuchungs-
sample (n= 28) * 

Grundgesamt­
heit (n= 50) ** 

Bauten / Neuanlagen 20 (71,4%) *** 

Beteiligungen 21 (75,0 %) 34 (68 %) 

Betriebsschließungen 18 (64,2%) 30 (60%) 

Bürgschaften 9 (32,1%) 23 (46%) 

Freiw. Sozialleistungen 4 (14,3 %) **** 

General-/Handlungsvollm. 5 (17,9 %) 21 (42%) 

Grundstücke 16 (57,1%) 43 (86 %) 

Kooperationsverträge 9 (32,1 %) 14 (28 %) 

Kreditaufnahme 14 (50,0%) 25 (50%) 

Produkt-Markt-Konzept 4 (14,3 %) 28 (56%) 

Prokura 19 (67,9%) 35 (70 %) 

Zweigniederlassungen 13 (46,4%) 30 (60%) 

* 28 Unternehmen haben zustimmungspflichtige Geschäfte für ihren Aufsichtsrat festgeschrieben 
** Gerum, E./Steinmann, H./Fees, W. (1988), S. 86 
*** für den »mitbestimmungsrechtlichen Typus« geben Gerum, E./Oppenrieder, B./Steinmann, H. (1986), S.466 eine Häufig­

keit von 47% an. 

**** Für 41 % der mitbestimmten GmbHs vom »mitbestimmungsrechtlichen Typus« wurde dieses Zustimmungsvorbehaltsrecht 
festgestellt (Gerum, E./Oppenrieder, B./Steinmann [1986], S.466). 

Tab. 5: Zur Häufigkeit ausgewählter Zustimmungsvorbehaltsrechte in den Aufsichtsräten von GmbHs nach dem 

MitbestGlQ76 

E i g e n t ü m e r ­
s t r u k t u r 

E x i s t e n z von 
Zust immungsvor­
b e h a l t e n des AR 

E x i s t e n z von 
W e i s u n g s r e c h t e n 
d e r G e s e l l s c h a f t e r 

Fami1ien-GmbH 3 ( 2 1 , 4 %) 8 ( 5 7 , 1 %) 

A u s l ä n d i s c h e 
Konzern-TG 6 ( 2 7 , 3 %) 16 ( 7 2 , 7 %) 

I n l ä n d i s c h e 
Konzern-TG 11 ( 5 5 , 0 %) 14 ( 7 0 , 0 %) 

Ö f f e n t l i c h e 
Unternehmen 6 ( 1 0 0 %) 1 ( 1 6 , 7 %) 

Tab. 6: Der Zusammenhang zwischen der Eigentümerstruktur und der Existenz von zustimmungspflichtigen 

Geschäften des Aufsichtsrats in GmbHs nach dem MitbestG 1976 (n = 68) 
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Arbeitnehmervertreter in Betriebsrat und Aufsichtsrat 

geltend gemacht werden können. 

Das informelle Einflußpotential der Arbeitnehmerseite 

ist sicherlich nicht zu unterschätzen, da die Gesellschaf­

ter es meistens nicht auf die konfliktträchtige Durchset­

zung eines Kandidaten mit Hilfe des formalen Machtpo­

tentials des »Doppelstimmrechts des Aufsichtsratsvorsit­

zenden« ankommen lassen wollen. Auch die Kandidaten 

selbst stellen sich meistens gar nicht erst zur Wahl, wenn 

die Arbeitnehmervertreter eine Ablehnung signalisieren. 

Häufig kommt es im Zusammenhang mit Geschäftsfüh­

rer-Bestellungen zu »Kompensationsgeschäften«: Die Zu­

stimmung zum Geschäftsführungs-Kandidaten wird zum 

Handelsobjekt, mit dem die Arbeitnehmerseite Zuge­

ständnisse der Gesellschafter und der Geschäftsführung 

in anderen Bereichen der Unternehmenspolitik einhan­

deln können. 

Prinzipiell ist die Handhabung von Konflikten um die 

Bestellung von Geschäftsführern oder anderen Entschei­

dungsfeldern unternehmensspezifisch recht unterschied­

lich zu sehen. Die Frage des Einsatzes der Doppelstimme 

ist nicht zuletzt auch eine Frage der Kultur der betriebli­

chen Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Beziehungen, - insbe­

sondere bei der Bestellung des Arbeitsdirektors [14]! 

Die Verankerung zustimmungspflichtiger Geschäfte 

des Aufsichtsrats ist in mitbestimmten GmbHs deutlich 

schwächer ausgeprägt als in Aktiengesellschaften, die 

dem MitbestG von 1976 unterliegen. So werden für zwei 

Drittel der Aktiengesellschaften Zustimmungsvorbehalte 

festgestellt [15], wogegen nur 41% der GmbHs im Unter-

suchungssample derartige Kompetenzen aufweisen. In 

der Qualität der festgeschriebenen Maßnahmenkataloge 

- es werden kaum strategisch-gestaltende Entscheidungs­

bereiche wie z.B. Produktion, Absatz oder Organisation 

angesprochen - erweist sich, daß das faktische Gewicht 

dieser Aufsichtsratskompetenzen für die unternehmens­

politischen Entscheidungsprozesse nur sehr gering ist. 

Tabelle 5 gibt eine Übersicht zu den häufigsten Zustim­

mungsvorbehaltsgeschäften. 

Betrachtet man den Zusammenhang zwischen der Ei­

gentümerstruktur und der Existenz von zustimmungs­

pflichtigen Geschäften, so zeichnet sich folgendes Bild 

ab, wie aus Tabelle 6 deutlich wird. 

Als »mitbestimmungsfreundliche« Eigentümerkonstel­

lationen erweisen sich die öffentlichen Unternehmen und 

die inländisch beherrschten Konzerntöchter. Besonders 

restriktiv wird die Verankerung von Zustimmungsvorbe­

halten dagegen in Familien-GmbHs und ausländisch be­

herrschten Konzerntöchtern gehandhabt, was die unter­

geordnete Position des Aufsichtsrats in der Organstruktur 

dieser Firmentypen unterstreicht. 

Anders als im personellen Bereich kann hier nur in 

wenigen GmbHs von einer Veränderung der internen 

Machtstrukturen und der Einflußverteilung zugunsten 

des Aufsichtsrats, mithin von einer Verminderung der 

dominanten Machtposition der Gesellschafter, gespro­

chen werden. Von den formell bestehenden Zustim­

mungsvorbehaltsrechten wird in der Aufsichtsratspraxis 

nur selten Gebrauch gemacht: In 60% der untersuchten 

Firmen wird maximal zweimal pro Jahr über zustim­

mungspflichtige Sachverhalte abgestimmt. Diese Befunde 

lassen große Zurückhaltung angebracht erscheinen, 

wenn es um Rückschlüsse von der bloßen Existenz zu­

stimmungspflichtiger Geschäfte des Aufsichtsrats auf die 

»Mitbestimmungsfreundlichkeit« eines Unternehmens 

oder gar auf das Einflußpotential des Aufsichtsratsgre­

miums auf die Unternehmenspolitik geht [16]. 

Insgesamt gesehen gleicht die Aufsichtsratsarbeit in 

vielen GmbHs, die dem MitbestG von 1976 unterliegen, 

einem allseits in Aufsichtsratsvorbesprechungen und Aus­

schußsitzungen gut vorbereiteten Zeremoniell, dessen 

Inhalt und Ablauf nur in wenigen Fällen unternehmens­

politische Bedeutung gewinnt. Als Folgerung ist daraus 

abzuleiten, daß sich in den Machtstrukturen zwischen 

den GmbH-Organen sowie bei Entscheidungen mit unter­

nehmenspolitischer Tragweite nur geringe Veränderun­

gen durch den paritätischen Aufsichtsrat vollzogen ha­

ben. Die Ursache liegt vor allem in der mangelhaften 

Bereitschaft der Gesellschafter, dem Aufsichtsrat ein ei­

genständiges, vom umfassenden Machtpotential der Ge­

sellschafterversammlung unangetastetes Aktionsfeld zu­

zugestehen. Die Organe der Gesellschafter können nach 

wie vor eigenständige Kontrollrechte gegenüber der Ge­

schäftsführung geltend machen. Deshalb besteht auf der 

Anteilseignerseite einerseits keine Notwendigkeit zur 

Nutzung der Einflußpotentiale des Aufsichtsrats-Gre-

miums noch existiert andererseits ein Interesse, durch 

eine Stärkung der Kontrollfunktion des Aufsichtsrats 

zwangsläufig auch der Arbeitnehmerseite größere Chan­

cen zur Einflußnahme zuwachsen zu lassen. 

Im folgenden soll nun die Rolle der Gesellschafterver­

sammlung untersucht werden. 
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III. Das Machtpotential der Gesellschafter 
und die unternehmenspolitische 
Bedeutung ihrer Organe in der 
mitbestimmten GmbH 

a) Die Verankerung von Weisungsrechten 

der Gesellschafter und ihr Einsatz in 

unternehmenspolitischen Entscheidungs-

prozessen 

Über das Fortbestehen des Weisungsrechts der Gesell­

schafter gegenüber der Geschäftsführung gemäß §37 

Abs. I GmbHG besteht in der Literatur prinzipielle Über­

einstimmung. Strittig ist allerdings, inwieweit eine direk­

te Einflußnahme der Gesellschafter auf das unterneh­

menspolitische Tagesgeschäft zulässig ist bzw. in wel­

chem Maße - begründet durch die Erweiterung der Legi­

timationsbasis der Geschäftsführung durch das Bestel­

lungsverfahren im paritätischen Aufsichtsrat - ein wei­

sungsfreier Raum der Geschäftsführung in der mitbe­

stimmten GmbH anzuerkennen sei [17]. 

Das wichtigste Machtmittel der Gesellschafter, das 

Recht zu direkten Eingriffen in die Unternehmenspolitik, 

kann unternehmensspezifisch in unterschiedlichster 

Form und Intensität eingesetzt werden. Gerade bei Un­

ternehmen im Konzernverbund liegen häufig schriftliche 

Kataloge von Zustimmungsvorbehaltsgeschäften dem 

Weisungsrecht der Gesellschafter zugrunde [18]. Diese 

generellen Regelungen des Weisungsrechts der Konzern­

leitung an die Geschäftsführungen der Tochtergesell­

schaften werden in der Regel von informations- und be­

richtspflichtigen Geschäftsvorgängen ergänzt. 

Darüber hinaus besteht grundsätzlich die Möglichkeit, 

daß sich die Gesellschafter in alle Arten von Geschäften 

durch Anweisung der Geschäftsführung einschalten. In 

der Untersuchungsgesamtheit gaben 42 von 68 GmbHs 

(= 61,8%) an, daß schriftlich fixierte, zum Teil sehr 

umfangreiche Kataloge von Weisungsrechten der Gesell­

schafter existieren. 

Differenziert nach der Eigentümerstruktur der GmbHs 

ergibt sich ein Bild, das aus Tabelle 7 deutlich wird. 

Insbesondere bei Familien-GmbHs und ausländisch be­

herrschten Konzerngesellschaften ist eine weite Verbrei­

tung von Zustimmungsvorbehalten zugunsten der Gesell­

schafterversammlung festzustellen, während sie in öffent­

lichen Unternehmen eher Ausnahmecharakter besitzen. 

In den Tochtergesellschaften deutscher Konzerne stehen 

sich formal oft Zustimmungsvorbehalte von Aufsichtsrat 

und Gesellschafterversammlung gegenüber. Die Rege­

lungsintensität ist jedoch für die Gesellschafterversamm­

lung insgesamt höher als für den Aufsichtsrat. 

Bei der Betrachtung der Frage, für welche Geschäfte im 

einzelnen Zustimmungsvorbehalte oder Weisungsrechte 

der Gesellschafter festgeschrieben werden, lassen sich im 

wesentlichen die gleichen Arten von Geschäften nach­

weisen, die auch in den Maßnahmenkatalogen der unter­

suchten Aufsichtsräte vorzufinden sind. Auffallend ist, 

daß wichtige unternehmensstrategische Felder erheblich 

stärker mit Weisungsrechten belegt werden als es beim 

Aufsichtsrat der Fall ist. Dies gilt z.B. für Beteiligungen, 

Kooperationsverträge und das Produkt-Markt-Konzept. 

Einen weiteren Schwerpunkt bilden Geschäfte mit perso­

nalpolitischer Ausrichtung wie die Erteilung von General-

und Handlungsvollmachten. 

Eigentümer-
Struktur 

Existenz zustimmungs­
pflichtiger Geschäfte 
des Aufsichtsrats 

Familien-GmbH 4 (28,5 %) 

Stiftung -
Inländische Tochterges. 11 (55,0 %) 

Ausländische Tochterges. 6 (27,2 %) 

S<^hachtelbeteiligung 1 (33,3 %) 

Öffentl. Unternehmen 6 (100 %) 

Tab. 7: Der Zusammenhang zwischen Eigentümerstruktur und Vorbehalts- bzw. Weisungs­

katalogen für Aufsichtsrat und Gesellschafterversammlung in GmbHs nach dem MitbestG 

1976 (n= 68) 

590 



Die durchschnittliche Zahl von Weisungsrechten in 

den 42 untersuchten GmbHs liegt bei 7,6; nahezu drei 

Viertel dieser Firmen (71,4%) haben einen umfangrei­

chen Maßnahmenkatalog zugunsten der Gesellschafter 

festgeschrieben, der sechs oder mehr Geschäfte umfaßt. 

Der in der einschlägigen Literatur [19] oft diskutierte 

Fall der Kompetenzüberschneidung zwischen Aufsichts­

rat und Gesellschafterversammlung konnte nur in einem 

Fünftel der GmbHs festgestellt werden. Trotz dieser Kon­

stellation, die formal auf ein Gleichgewicht zwischen 

dem paritätischen Aufsichtsrat und der Gesellschafterver­

sammlung hindeutet, läßt sich faktisch eine unangefoch­

tene Dominanz der Gesellschafterversammlung im unter­

nehmenspolitischen Entscheidungsprozeß feststellen, da 

sie die letzte Entscheidungskompetenz in allen unter­

suchten Fällen innehat. 

Die herausragende Machtposition der Gesellschafter-

! organe wird auch daran deutlich, daß von den schriftlich 

fixierten Weisungsrechten der Gesellschafter in fast allen 

mitbestimmten GmbHs aktiv Gebrauch gemacht wird. 

Tabelle 8 zeigt, welche Angaben aus 35 befragten 

Unternehmen mit Weisungskatalogen zur Häufigkeit der 

ausgeübten Weisungsrechte vorliegen. 

Zwar läßt sich anhand der erhobenen Weisungshäufig­

keiten keine zuverlässige Untersuchung der Gesellschaf­

ten in der Frage »Geschäftsführerleitung« oder »Gesell­

schafterleitung« [20] durchführen, doch ist aufgrund er­

gänzender Kommentierungen der Befragten bei einer Fre­

quenz von ein bis zwei Gesellschafterweisungen pro Mo­

nat bereits eine Tendenz zur gesellschaftergeleiteten 

GmbH auszumachen. So gaben die Geschäftsführer zwei­

er ausländischer Konzerntöchter an, daß die Gesellschaf­

ter (Konzernmutter) »laufend durch eine Kompetenzord­

nung« in die Unternehmenspolitik eingreifen, wobei sich 

die Geschäftsführung - in Kenntnis dieser Arbeits- und 

Entscheidungsgrundlagen - schon im vorhinein an diesen 

Richtlinien orientiere. Dennoch komme es aber zusätz­

lich noch zu weiteren Anweisungen durch die Konzern­

leitung. 

Bezüglich der Position der Gesellschafterorgane gegen­

über Aufsichtsrat und Geschäftsführung konnten somit 

keine bedeutungsvollen Veränderungen durch das Mit­

bestG 1976 festgestellt werden. Die interne Machtvertei­

lung zwischen den Organen und die Strukturen der Ent-

scheidungsprozesse weisen darauf hin, daß im Regelfall 

von einer gesellschafterorientierten Unternehmensfüh­

rung auszugehen ist. 

b) Die Verlagerung von Entscheidungen aus der 
Gesellschafterversammlung 

Interessante Veränderungen sind hinsichtlich der inter­

nen Organisation der Gesellschafterinteressen zu beob­

achten. Da alle Aufsichtsratsmitglieder ein Teilnahme­

recht an den Sitzungen der Gesellschafterversammlung 

haben, können diese von internen und externen Arbeit­

nehmervertretern zur Information genutzt werden. 

Bei den Gesellschaftern kann der Wunsch nach Institu-

Weisungshäufigkeit Anzahl der Unter­

nehmen 

Prozent 

bis zu 5 x p.a. 12 34,3 % 

5 - 10 x p.a. 2 5,7 % 

1 - 2 x pro Monat 10 28,6 % 

3 - 5 x pro Monat 2 5,7 % 

keine genaue sinnvolle 

Angabe möglich 3 8,6 % 

keine Angabe 6 17,2 % 

35 100,0 % 

Tab. 8: Die Häufigkeit des aktiven Eingreifens der Gesellschafter in die Unternehmensßh-

rung durch Ausübung des Weisungsrechts in GmbHs nach dem MitbestG 1976 (n = 35) 
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Gesellschafterausschuß: 22 Nennungen (32,4 %) 

Beirat mit externen Beratern: 11 Nennungen (16,2 %) 

Verwaltungsrat: 3 Nennungen ( 4,4 %) 

Tab. 9: Freiwillige Gesellschafterorgane in GmbHs nach dem MitbestG 1976 (Mehr­

fachnennungen möglich] 

tionalisierung eines zusätzlichen Gesellschafterorgans 

entstehen, welches durch seine Struktur und seine Kom­

petenzausstattung die Möglichkeit bietet, die Folgen des 

MitbestG für die Vertretung von Gesellschafterinteressen 

auszugleichen. Die Bildung eines Gesellschafterausschus­

ses schafft hierzu die institutionellen Rahmenbedingun­

gen. 

Nach Hölters war vor Inkrafttreten des MitbestG 1976 

ein Nebeneinander von Aufsichtsrat und freiwilligen Ge­

sellschaftsorganen selten anzutreffen [21]. 

Von den 68 GmbHs im Untersuchungssample hatten 

38 Firmen (= 55,9%) keine freiwilligen Gesellschafteror­

gane. In 30 Unternehmen bestehen diese Gremien je­

doch - z.T. wurden sogar mehrere freiwillige Organe 

gebildet, wie Tabelle 9 zeigt. 

Ungeachtet der Kompetenzen dieser Organe, die noch 

untersucht werden sollen, ist festzustellen, daß sowohl 

Familien-GmbHs als auch inländische Konzernunterneh­

men den Gesellschafterausschuß als Instrument zur Si­

cherung von Gesellschafterinteressen und ihrer ange­

stammten Machtpotentiale intensiv zu nutzen versu­

chen. Für ausländische Konzernspitzen scheint dies dage­

gen keine adäquate Möglichkeit zur Organisation der 

Eigentümerinteressen zu sein. Die Einbindung der (deut­

schen) Konzerngesellschaften wird in diesen Unterneh­

men dafür häufiger über konzernübergreifende Kompe­

tenzregelungen und personelle Maßnahmen angestrebt, 

z. B. durch die Besetzung von Geschäftsführer-Positionen 

mit Managern der Muttergesellschaft. 

Interessant für die Beurteilung der Funktion freiwilli­

ger Gesellschafterorgane ist auch der Zeitpunkt ihrer Bil­

dung. Aus neun Unternehmen liegen Informationen vor, 

wonach zwischen 1975 und 1978 die Konstituierung von 

Gesellschafterausschüssen erfolgte. 

Die Häufigkeit von Gesellschafterausschüssen (aus­

schließlich mit Kapitaleignern besetzt) nach Inkrafttreten 

des MitbestG hat stark zugenommen, so daß heute in 

etwa jeder dritten mitbestimmten GmbH ein solches Or­

gan neben dem paritätischen Aufsichtsrat existiert. Diese 

Entwicklung erklärt möglicherweise auch die recht gerin­

ge Repräsentation von GmbH-Gesellschaftern auf der An­

teilseignerseite der meisten Aufsichtsräte. Hier agieren 

verstärkt Gesellschafterausschüsse als »Gegen-Aufsichts-

räte«, die den befürchteten Machtverlust der Gesellschaf­

terversammlung kompensieren sollen. 

Für diese These sprechen auch die Befunde zur Kom­

petenzstruktur der untersuchten Gesellschafterausschüs­

se, die in Tabelle 10 wiedergegeben werden. 

In den Unternehmen, die einen Gesellschafteraus­

schuß in ihre Organstruktur aufgenommen haben, wird 

diesem Organ ein relativ umfassender Kompetenzbereich 

zugewiesen. So kommt dem Gesellschafterausschuß bei 

der Festlegung der Unternehmenspolitik weit häufiger 

eine Entscheidungs- oder Beratungsfunktion zu, als es bei 

der Gesellschafterversammlung der Fall ist. Dies zeigt ein 

Blick auf Tabelle 11, die einen Überblick über die Kompe­

tenzstruktur der Gesellschafterversammlung gibt. Oft 

wird somit die Ausübung des Weisungsrechts von der 

Gesellschafterversammlung auf den Gesellschafteraus­

schuß verlagert, was den Stellenwert dieses Organs so­

wohl für die Gesellschafter als auch innerhalb des Unter­

nehmens verdeutlicht. 

Besonders frappierend sind die unterschiedlich stark 

ausgeprägten Kompetenzen bei Gesellschafterversamm­

lung und -ausschuß im Bereich der Interessenkoordina­

tion der Anteilseignerseite im Aufsichtsrat. Dem Gesell­

schafterausschuß fällt hier in 50% der Fälle eine Entschei­

dungskompetenz zu, was wiederum die Hypothese vom 

Gesellschafterausschuß als »Gegen-Aufsichtsrat« nahe­

legt. 

Demgegenüber weisen die untersuchten Beiräte (mit 

Externen) eine erheblich schwächere Kompetenzstruktur 

auf. Ihnen kommt zumeist lediglich eine Beratungs- oder 

Informationsfunktion zu. Insgesamt hat die Gesellschaf­

terversammlung in Unternehmen mit einem Beirat ihre 

herausragende Stellung als dominantes Gesellschafteror-

gan behaupten können. 
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Festlegung 
der Unternehmens­
politik 

Interessenab-
stimmung der 
Gesellschafter 

Interessenab­
stimmung der 
Kapitalseite im AR 

Entscheidungs­
kompetenz 8 (36,4 %) 9 (40 ,9%) 11 (50 ,0%) 

Beratungs­
kompetenz 8 (36 ,4%) 6 (27,3 %) 2 ( 9,2 %) 

Info-Gremium 2 ( 9,2 % ) - 1 ( 4 , 5 % ) 

keine besondere 
Funktion 4 (18,2 %) 7 (31,8 %) 8 (36 ,4%) 

Tab. 10: Die Kompetenzstruktur von Gesellschafterausschüssen in mitbestimmten GmbHs 

(n = 22; Mehrfachnennungen möglich] 

IV. Veränderungen in der Geschäftsführung 
durch das MitbestG 1976 

Die direkten und mittelbaren Auswirkungen des Mit­

bestG auf die Geschäftsführung der mitbestimmten 

GmbH stehen im Mittelpunkt dieses Abschnitts. Als di­

rekte Folge des MitbestG ist vor allem die gesetzliche 

Etablierung eines Arbeitsdirektors als Organmitglied an­

zusehen. Die Veränderungen im Kräfteverhältnis zwi­

schen Aufsichtsrat und Gesellschafterversammlung kön­

nen dagegen auch mittelbar die Position und die Funktion 

der Geschäftsführung beeinflussen. 

Festlegung 
der Unternehmens­
politik 

Interessenab­
stimmung der 
Gesellschafter 

Interessenab-
stimmung der 
Kapitalseite im AR 

Entscheidungs­
kompetenz 23 ( 3 4 , 8 % ^ 24 (36 ,4%) 22 (33,3 %) 

Beratungs­
kompetenz 10 (15 ,2%) 6 ( 9,1 %) 6 ( 9 , 1 % ) 

Info-Gremium 13 (19 ,7%) 10 (15 ,2%) 10 (15 ,2%) 

keine besondere 
Funktion 20 (30 ,3%) 26 (39 ,4%) 28 (42 ,4%) 

Tab. 11: Die Kompetenzstruktur der Gesellschafterversammlung in der mitbestimmten GmbH 

(n = 66; 2 Unternehmen machten keine Angaben; Mehrfachnennungen waren möglich] 
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a) Die eigenverantwortliche Leitungsmacht der 
Geschäftsführung zwischen Aufsichtsrat und 
Gesellschafterweisungen 

Analysiert man die Handlungsbedingungen des geschäfts­

führenden Organs in der mitbestimmten GmbH, muß 

zunächst berücksichtigt werden, daß die Geschäftsfüh­

rung nunmehr durch den Aufsichtsrat und nicht mehr 

durch die Gesellschafterversammlung bestellt wird. Der 

»Übergang der Personalhoheit auf den interessenduali­

stisch zusammengesetzten Aufsichtsrat« hat somit zu ei­

ner Erweiterung der Legitimationsbasis der Geschäftsfüh­

rung geführt, da ihre Berufung »nunmehr im Grundsatz 

auch vom Vertrauen der Arbeitnehmervertreter abhän­

gige ist [22]. 
Insgesamt betrachtet hat aber das MitbestG 1976 

»zwar die Stellung der Geschäftsführer weitgehend an die 

der Vorstandsmitglieder einer Aktiengesellschaft angegli­

chen, ohne jedoch deren Eigenverantwortlichkeit auf die 

Geschäftsführer zu übertragen« [23]. 

Hinsichtlich der Etablierung eigenverantwortlicher 

Entscheidungsspielräume der Geschäftsführung in mitbe­

stimmten GmbHs konnte in vielen Gesellschaften eine 

Diskrepanz zwischen der positiven Einschätzung der 

Spielräume durch die Geschäftsführer und den Aussagen 

zum Gebrauch des Weisungsrechts durch die Gesell­

schafter festgestellt werden. Allein die bloße Existenz von 

Weisungsrechten, mit denen die Gesellschafter in den 

Handlungsspielraum der Geschäftsführung eingreifen 

können, begründet noch keine Einschränkung oder das 

Fehlen eigenverantwortlicher Leitungsmacht der Ge­

schäftsführung. Hier stellt sich u.a. die Frage nach der 

personen- oder unternehmensspezifischen Konflikthand­

habung in EntScheidungsprozessen: Ist die Gesellschaf­

terseite gewillt, einen Zielkonflikt durch die Ausübung 

des Weisungsrechts aufzulösen oder ändert die Ge­

schäftsführung von sich aus ihre Zielvorstellungen, um 

eine evtl. Konfrontation zu vermeiden? 

So kann der subjektive Handlungsspielraum der Ge­

schäftsführung z.B. aufgrund ihres Wissens um die Be­

reitschaft der Gesellschafter zur Ausübung ihrer Wei­

sungsrechte erheblich begrenzter sein als es nach der 

Analyse der normativen Grundlagen der Machtverteilung 

im Unternehmen den Anschein haben mag. 

Unter Berücksichtigung all dieser Aspekte kann insge­

samt - trotz der breiteren formalen Legitimationsbasis der 

Geschäftsführung durch ihre Bestellung im paritätischen 

Aufsichtsrat - keine nennenswerte Erweiterung ihrer 

Handlungs- und Entscheidungsspielräume gegenüber 

den Gesellschaftern festgestellt werden. 

b) Die Position des Arbeitsdirektors in 
der Geschäftsführung und der Stellenwert 
des Personalressorts in der mitbestimmten 
GmbH 

Der Eingriff des Gesetzgebers über § 331 MitbestG in die 
Regelungsautonomie der Gesellschafter und der Ge­
schäftsführung bezüglich der fachlich-inhaltlichen Ab­
grenzung der Ressorts gegeneinander und der Schaffung 
bestimmter Ressorts in der Unternehmensspitze bleibt 
recht allgemein, denn über die inhaltliche Gestaltung des 
Arbeitsdirektorenressorts wird keine Aussage getrof­
f e n ^ ] . 

Aufgrund von Vergleichen zum Status des Personalres­
sorts in den mitbestimmten GmbHs vor und nach 1976 
konnte in der vorliegenden Untersuchung die ursächliche 
Bedeutung des MitbestG für die Etablierung eines Perso­
nal-Geschäftsführers/Arbeitsdirektors herausgearbeitet 
und empirisch belegt werden. Der Anteil mitbestimmter 
GmbHs, in denen bereits vor 1976 ein Personalressort in 
der Geschäftsführung existierte, betrug 67%. Im Zuge der 
Umsetzung des MitbestG wurde noch in immerhin 37% 
der untersuchten Gesellschaften eine personelle Erweite­
rung der Geschäftsführung vorgenommen. In vielen Fäl­
len führte somit das Inkrafttreten des MitbestG zu weit­
reichenden personellen und organisatorischen Verände­
rungen in der Geschäftsverteilung der Geschäftsführung. 
Dies gilt z. B. für die Tatsache, daß erstmalig ein Personal-
Geschäftsführer bestellt wurde oder der Status des Perso­
nalressorts sich insofern veränderte, daß dieser Bereich j 
nach 1976 nicht mehr zusammen mit einem anderen | 
Ressort von einem Geschäftsführer wahrgenommen, son- | 
dem zu einem separaten, eigenständigen Ressort um­
strukturiert wurde. 

Trotz der insgesamt gestärkten Position des Personal­
ressorts in der Geschäftsführung mitbestimmter GmbHs 
konnte jedoch in vielen, insbesondere inländisch be­
herrschten Tochtergesellschaften oder in Familienbesitz j 
befindlichen Firmen__£ine, lediglich die formal-gesetzli- J 
chen Erfordernisse erfüllende Umsetzung des § 33 Mit- | 
bestG festgestellt werden. Durch die Vereinigung der 
Personalverantwortung mit weiteren zeitintensiven Ge­
schäftsführungsressorts (z.B. Vorsitz der Geschäftsfüh­
rung, Finanzressort) in einer Person kann es zu einer 
Vernachlässigung der Personalaufgaben durch den »Pro-
forma-Arbeitsdirektor« kommen, was den positiven Ef­
fekt einer größeren Akzeptanz des Amtsinhabers in der 
Geschäftsführung möglicherweise wieder rückgängig 
macht und zudem eine Belastung der Beziehungen zu 
den Arbeitnehmervertretungen nach sich ziehen kann. 
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Tabelle 12 gibt Aufschluß darüber, welche zusätzlichen 

Ressorts den befragten Arbeitsdirektoren im Rahmen der 

Geschäftsverteilung zugewiesen sind. 

Ist bereits die gleichzeitige Übertragung des Personal­

ressorts und eines »klassischen« weiteren Ressorts wie 

Finanz- und Rechnungswesen bei einem Geschäftsführer 

als problematisch zu beurteilen, so gilt dieses um so mehr 

für die Zuweisung von zwei oder drei zusätzlichen Ge­

schäftsführungsressorts. Es besteht hierbei die Gefahr, 

daß es aufgrund der zeitlichen und intensitätsmäßigen 

Belastung des Amtsinhabers möglicherweise zu einer 

Vernachlässigung des Personalbereichs kommt bzw., daß 

der Arbeitsdirektor einen Großteil seiner personalpoliti­

schen Aufgaben an den nachgeordneten Personalleiter 

delegieren muß. In acht der 43 betroffenen Firmen 

nimmt der Arbeitsdirektor zusätzlich zwei oder mehr der 

unten aufgeführten Ressorts wahr, die allesamt als sehr 

zeit- und problemintensiv einzustufen sind. Besonders 

stark ausgeprägt ist diese Tendenz in Familien-GmbHs 

und den Tochtergesellschaften inländischer Konzerne, 

wie Tabelle 13 zeigt. 

Zwar kann aufgrund solcher Personalunionen von Ar­

beitsdirektor, Vorsitzendem der Geschäftsführung und/ 

oder Geschäftsführer des Finanz- und Rechnungswesens 

von einer hohen Akzeptanz und einem großen Einfluß­

potential des Amtsinhabers ausgegangen werden, was für 

sich genommen eine positive Wirkung auf den Stellen­

wert des Personalwesens haben kann. Doch darf hieraus 

keineswegs verallgemeinernd auf eine hohe Akzeptanz 

des Personalressorts im geschäftsführenden Organ ge­

schlossen werden, denn »die Einordnung des Arbeitsdi­

rektors in das oberste Leitungsorgan und der so geschaffe­

ne formale Einfluß auf das Entscheidungsverhalten im 

Unternehmen sagen nichts über eine erfolgreiche Vertre-

Ressort/Bereich Zahl der 
Nennungen 

Prozent 

Vorsitzender der 
Ge s chä f t s f ührung 7 16,3 % 

Finanz- und 
Rechnungswesen 21 48,8 % 

Marketing/ 
Vertrieb 6 14,0 % 

Produktion/ 
Technik 8 18,8 % 

Sparten­
verantwortung 4 9,4 % 

Länder­
verantwortung 3 7,0 % 

EDV/ Org./ 
Kommunikation 5 3 ^ 6 % 

Recht 5 11,6 % 

Einkauf 3 7,0 % 

Forschung 2 4,7 % 

AIlg.Verwaltung 3 7,0 % 

Sonstiges* 10 23,2 % 

* z.B. Öffentlichkeitsarbeit, Planung, Logistik, Standortleitung 

Tab. 12: Die Zuweisung weiterer Ressorts und Aufgabenbereiche an den Arbeits-

direktor/Personal-Geschäftsßhrer in GmbHs nach dem MitbestG (n = 43; 

Mehrfachnennungen möglich) 
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Ressort Familien-
GmbH 

Ausländ. 
Konzern-TG 

Inland. 
Konzern-TG 

Öffentl. 
Unternehmen 

Vorsitz der 
Geschäftsführung 4 2 - -

Finanz- und 
Rechnungswesen 8 2 8 2 

Produktion / 
Technik 2 2 3 1 

Marketing / 
Vertrieb 3 1 1 1 

Tab. 13: Die Kombination des Arbeitsdirektoren-Ressorts mit weiteren Geschäftsführungskompetenzen unter 

besonderer Berücksichtigung der Eigentümerstruktur (vgl Tab. 12) 

tung seiner Aufgaben« [25]. Nicht unproblematisch ist die 

Position des Arbeitsdirektors in in- und ausländischen 

Konzerngesellschaften. Hier fehlen ihm einerseits oftmals 

die Durchgriffskompetenzen auf die Personalpolitik der 

Tochtergesellschaften, da diese den jeweiligen Spartenlei­

tungen unterstellt sind. Andererseits hat er kaum Einfluß 

auf die Unternehmens- und personalpolitischen Vorgaben 

der Konzernspitze und agiert eher als »Exekutivorgan vor 

Ort«. 

Abschließend werden nun die Beziehungen des Ar­

beitsdirektors zur Arbeitnehmer- und zur Anteilseigner­

seite betrachtet. Für die Arbeitnehmervertreter sowohl in 

der Betriebs- als auch auf Unternehmensebene hat der 

Arbeitsdirektor eine exponierte Informations- und Kom­

munikationsfunktion in der Geschäftsführung. Dies wird 

u. a. daran deutlich, daß Arbeitsdirektoren weitaus häufi­

ger an den Aufsichtsratsvorbesprechungen der Arbeitneh­

merseite teilnehmen als andere Mitglieder der Geschäfts­
führung, wie Tabelle 14 zeigt. 

Demgegenüber hat der Arbeitsdirektor in vielen Unter­
nehmen zu den Anteilseignervertretern im Aufsichtsrat 
bzw. den Gesellschaftern eine geringere Kontaktintensi­
tät als der Vorsitzende der Geschäftsführung oder sein 
Finanzkollege. Für die Anteilseignerseite hat insbesonde­
re der Vorsitzende der Geschäftsführung in vielen mitbe­
stimmten GmbHs eine wichtige Informationsfunktion. 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß die Position 
des Arbeitsdirektors und der Stellenwert des Personalres­
sorts in der Geschäftsführung mitbestimmter GmbHs -
u. a. in Abhängigkeit von der Eigentümerstruktur - sehr 
unterschiedlich entwickelt ist. Die erheblichen Gestal­
tungsspielräume, die z.B. wegen des fehlenden Ineinan­
dergreifens von mitbestimmungs- und gesellschaftsrecht­
lichen Regelungen bestehen, wurden in den Unterneh-

Teilnahme ... ...des Arbeits­
direktors 

. . . von anderen^" 
Geschäftsführern 

... an AR-Vorbe­
sprechungen der 
Arbeitnehmer 

25 (36,8 %) 9 (13,2 %) 

... an AR-Vorbe­
sprechungen der 
Anteilseigner 

43 (63,2 %) 45 (66,2 %) 

Tab. 14: Die Teilnahme des Arbeitsdirektors und anderer Mitglieder der Geschäftsßhrung 

an Aufsichtsratsvorbesprechungen der Arbeitnehmer- und Anteilseignervertreter (n= 68) 

596 



men auch in Fragen der Geschäftsführung weitgehend so 

genutzt, daß oft nur eine formale Anpassung an die ge­

setzlichen Vorgaben vorgenommen wurde. 

C. Fazit/Ausblick 

Die Gesellschafterversammlung (oder ggf. der Gesell­

schafterausschuß) ist auch unter den seit 1976 geltenden 

Mitbestimmungsregelungen das Machtzentrum der 

GmbH. Ein Rückzug der Gesellschafter auf eine Kontroll­

funktion im Aufsichtsrat ist nicht feststellbar. Vielmehr 

sind Eingriffe in die Unternehmensführung durch den 

aktiven Gebrauch des Weisungsrechts auch in Groß-

GmbHs an der Tagesordnung. Es zeigt sich deutlich, daß 

es nicht genügt, dem Aufsichtsrat die Bestellungskompe­

tenz für die Geschäftsführer zuzuweisen, um die Position 

des geschäftsführenden Organs der GmbH der des Vor­

stands der Aktiengesellschaft anzugleichen, - wenn zu­

gleich der Gesellschafterversammlung das Weisungsrecht 

unbenommen bleibt. 

Weiteren empirischen Arbeiten muß es vorbehalten 

bleiben, quantitativ und qualitativ noch stärker abgesi­

cherte und aussagefähige Daten zur Kompetenzvertei­

lung zwischen den Gesellschaftern und der Geschäftsfüh­

rung in Groß-GmbHs zu erheben, um nach wie vor beste­

hende, vielfältige Forschungslücken zu schließen, was 

z.B. für zukünftige Überlegungen zur Gestaltung einer 

rechtsform-unabhängigen Unternehmungsverfassung 

von größter Bedeutung sein dürfte. 
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